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Zur Angemessenheit des Kundenbegriffs in der Sozialen Arbeit
Zusammenfassung
In der auch im sozialen Sektor verstärkt geführten Qualitätsmanagement-Debatte kommt dem
Kundenbegriff und der Frage nach dem Dienstleistungsverstandnis Sozialer Arbeit em zentraler
Stellenwert zu Dabei wird - so die zentrale These des Aufsatzes - zu wenig wahrgenommen, wie
prekär sich eine vorschnelle Übertragung des im profitorientierten Dienstleistungssektor üblichen
Kundenverstandnisses auf das Feld sozialer Dienste gestaltet Die im Zuge der Quahtatsdebatte
stattfindende unkritische Übertragung einer Managementrhetorik und dazugehöriger Konzepte
droht den anders gearteten Charakter von Kunden-Anbieter-Strukturen in der Sozialarbeit zu
verschleiern, indem das postulierte Dienstleistungsideal nicht hinreichend die systembedingten
Widerspruche beachtet, die durch das doppelte Mandat und den doppelten Kundenbezug sozialer
Dienste entstehen Um der Komplexität des Kundenbegnffs besser Rechnung tragen zu können
und m der konkreten Ausgestaltung sozialer Hilfen letztlich zu mehr Responsivität zu gelangen,
wird vorgeschlagen, den Aspekten Partizipation, Komplementarität und Flexibilität als Quahtats-
kntenen sozialer Arbeit erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken.
1. Einleitung: Eine alte Debatte unter veränderten Prämissen
In Debatten zum Thema Qualitätsmanagement stellt der Begriff der „Kunden¬
orientierung" einen Schlüsselbegriff dar. Es ist deshalb nicht verwunderlich,
daß auch da, wo Qualitätsfragen im Bereich der Sozialen Arbeit diskutiert wer¬
den, dieser Begriff einen zentralen.Stellenwert einnimmt. Dabei ist die Diskus¬
sion zum Kundenbegriff eigentlich keine wirklich neuartige, sondern schließt
an die Dienstleistungsdiskussion an, die von der zweiten Hälfte der siebziger
Jahre bis hinein in die achtziger in der wissenschaftlichen Debatte zur Sozialar¬
beit geführt wurde (vgl. Baduka/Gross 1976; Gross/Badura 1977; Gärtner/
Riessman 1978; Illich 1979; Gross 1983). Viele Thesen und Argumente von
damals tauchen auch in der gegenwartig geführten Diskussion wieder auf (vgl.
Widersprüche 1994a, 1994b, 1996). Allerdings war der frühere Dienstleistungs¬
diskurs primär eine wissenschaftliche Veranstaltung; im Gegensatz dazu wird
die momentane Auseinandersetzung wesentlich stärker in der Praxis der So¬
zialarbeit geführt. Im Zusammenhang mit den in vielen Kommunen verfolgten
Strategien zum „Neuen SteuerungsmodeH" und der Einführung neuer Finan-
zierungsmodi bei einzelfallbezogenen Hilfen (§ 93 BSHG, § 78 KJHG) können
sich die sozialen Dienste und ihre Träger dem Thema nicht mehr entziehen,
wenn sie nicht ihre Existenz gefährden wollen.
Gerade weil sich auch in der Praxis der sozialen Dienste kaum mehr jemand
der neuen Dienstleistungsdebatte verweigern kann, wird diese sehr kontrovers
geführt. Dabei überwiegen bisher kritisch-distanzierte Stimmen, die - sicher¬
lich nicht unbegründet - im Kontext dieser Auseinandersetzungen eine wach-
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sende Ökonomisierung des Systems sozialer Dienste heraufziehen sehen. Die
in dieser Debatte geltend gemachte Forderung nach mehr Effektivität und be¬
sonders nach mehr Effizienz und der ungewohnte betriebswirtschaftliche wie
organisationstheoretische Sprachgebrauch rufen bei vielen Professionellen aus
der Sozialarbeit Ängste und Widerstände hervor. Auf der anderen Seite gibt es
aber auch einen wenn auch deutlich kleineren Kreis entschiedener Befürwor¬
ter. Bei ihnen stehen Reformhoffnungen im Vordergrund. Sie glauben, über
diese Debatte einen Modernisierungsschub vor allem im Bereich der Organisa¬
tion Sozialer Arbeit auslösen und dadurch bürokratische Strukturen aufwei¬
chen zu können.
Doch weder konservative Abwehrhaltung noch kritiklose Übernahme neu¬
artiger Managementkonzepte erlauben eine wirklich konstruktive Auseinan¬
dersetzung mit den Ansprüchen der neuen Dienstleistungsdebatte in der Sozia¬
len Arbeit. Erstere versucht, Entwicklungen aufzuhalten, die bereits die
Handlungsvollzüge der Sozialarbeit erheblich bestimmen; kritiklose Übernah¬
me jedoch führt zur Übertragung von Grundsätzen aus dem Bereich der
Marktwirtschaft in die Sozialarbeit, die den Besonderheiten des Sektors öffent¬
lich organisierter Dienstleistungen - wozu die Sozialarbeit gehört, auch wenn
sie vielfach in freier Trägerschaft erbracht wird - nicht genügend Rechnung
tragen.
Die nachfolgenden Ausführungen zeigen die Grenzen auf, die dem Kunden¬
begriff in der Sozialarbeit gesetzt sind und machen deutlich, wie problematisch
und wenig sinnvoll letztlich eine analoge Übertragung der Konsumentenfigur
vom Profitsektor auf den Sozialbereich ist. Diese Analyse bildet die Basis für
eine konstruktive Debatte darüber, inwieweit die Sozialarbeit eine stärkere
Dienstleistungsorientierung und damit verbunden einen höheren Grad an Re-
sponsivität gegenüber ihren Leistungsadressaten erbringen könnte. Schließlich
ist zu erörtern, welche Steuerungsmechanismen im System sozialer Dienste ge¬
eignet sind, einen Anspruch auf erhöhte Responsivität in der Praxis zu gewähr¬
leisten.
2. Der doppelte Kundenbezug sozialer Dienstleistungen
Soziale Arbeit vollzieht sich in vielen Fällen in einem „Dienstleistungsdrei¬
eck", in dem, in der Terminologie der Dienstleistungstheorie, „Leistungsge-
währer", „Leistungserbringer" und „Leistungsempfänger" in einer speziellen
Weise miteinander kooperieren. Aus der Sicht des Akteurs, der die Dienstlei¬
stung erbringt, - in der Regel ist dies ein Dienst oder eine Einrichtung in öf¬
fentlicher oder freier Trägerschaft -, ergeben sich dabei zwei Kundenbezüge.
Zum einen hat er es mit dem Adressaten seiner Leistungen zu tun, der den ei¬
gentlichen „Nutznießer" der Angebote und Maßnahmen darstellt, der aber -
entgegen der in marktwirtschaftlichen Systemen geltenden Logik - so gut wie
nie für die Kosten der Leistungen in voller Höhe aufkommt. Oft bleibt er voll¬
kommen ohne Kostenersatz. Deshalb trifft der „Leistungserbringer" auf einen
zweiten Kunden, der den (Teil-)Finanzier und Auftraggeber darstellt. Dieser
wird meist von einer Kommunal- oder Landesverwaltung oder von einem So¬
zialleistungsträger repräsentiert. Das „Dienstleistungsdreieck" kann zudem
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verschiedene Ausformungen annehmen. So ist zu unterscheiden, ob es sich um
eine einzelfallbezogene oder offene Hilfen handelt. Bei Einzelfallhilfen, deren
Finanzierung in erster Linie über § 78 KJHG1 bzw. § 93 BSHG läuft, sieht es
vereinfacht dargestellt so aus, daß ein Mitarbeiter des Jugend- oder Sozialamts
über einen individuellen Leistungsanspruch entscheidet. Bei einem positiven
Bescheid übernimmt das Amt die Gewähr für die fachgerechte Ausführung. Es
besteht dann ein Rechtsanspruch auf Hilfe von seiten des Leistungsempfängers
gegenüber dem Leistungsgewährer. Zur Durchführung der Leistung wird vom
Jugend- bzw. Sozialamt eine Institution in freier oder öffentlicher Trägerschaft
beauftragt, wobei wiederum ein Rechtsverhältnis entsteht. Kein juristischer
Kontrakt besteht allerdings zwischen dem Empfänger der Leistung und demje¬
nigen, der sie erbringt - wie dies im marktwirtschaftlichen Geschehen üblich
ist. Sofern der Leistungsempfänger eine offizielle Beschwerde einbringen will,
hat er sich an den Leistungsgewährer und nicht den Erbringer zu wenden. Wie¬
derum anders verhält es sich bei offenen, niederschwelligen Hilfen und Ange¬
boten, wie sie über § 74 KJHG und § 10 BSHG finanziert werden. Hier kann
der Adressat der Leistung in der Regel keinerlei Rechtsansprüche erheben.
Die Modalitäten hinsichtlich Inhalt, Umfang, Qualität und Kosten der Maß¬
nahmen werden zwischen der finanzierenden Verwaltung und dem Träger der
leistungserbringenden Institution unter weitgehendem Ausschluß der Adressa¬
ten der Leistung geregelt.
Angesicht dieser Merkmale ist der Erkenntnis von C. Reis/M. Schulze-
Böing (1998, S. 16) zuzustimmen, daß Soziale Arbeit multireferentiell organi¬
siert sei, da sie stets mehrere Adressaten gleichzeitig mit oft unterschiedlichen
Ziel- und Qualitätsvorstellungen besitzt, welche nur in wenigen Fällen kon¬
fliktfrei in einem gemeinsamen Optimum zu integrieren seien. Dies wird um so
deutlicher, je genauer man weitere Bezüge der bereits identifizierten Akteure
im „Dienstleistungsdreieck" betrachtet:
- So kann die leistungserbringende Institution nicht unabhängig von ihrem
Träger agieren. Gerade bei großen Verbänden beeinflußt dessen Selbstver¬
ständnis sowohl die inhaltliche als auch organisatorische Ausrichtung der
Einrichtung nicht unerheblich. Darüber hinaus wird das pädagogische Per¬
sonal von seinen professionellen Ansprüchen bestimmt, die etwas über Fra¬
gen zur Sozialisation und Entwicklung von Individuen aussagen. Diese fach¬
lichen Ansprüche und Erkenntnisse wirken natürlich auf die Interaktionen
mit den Adressaten unabhängig von deren persönlichen Vorstellungen ein.
- Die Verwaltung, als die leistungsgewährende Instanz, ist in ihrem Tun eben¬
falls abhängig von anderen Instanzen. Zuallererst von den gewählten politi¬
schen Gremien, denen sie verpflichtet ist und die durch ihre Haushaltsho¬
heit überhaupt erst den finanziellen Spielraum für die Gewährung von
Leistungen und für die Finanzierung sozialer Dienste abstecken. Zusätzlich
hat die Verwaltung die Wirkung ihres Handelns hinsichtlich der Akzeptanz
M. Schwabe (1996, S. 12) weist zurecht darauf hin, daß bei den Erziehungshilfen sogar über¬
wiegend ein Dienstleistungsviereck besteht, da der Rechtsanspruch auf Erziehungshilfe bei
den Eltern liegt, jedoch der Adressat der konkreten Maßnahme in erster Linie die minderjäh¬
rigen Kinder sind.
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der öffentlichen Meinung zu berücksichtigen. Falls sich in dieser Beziehung
Angriffspunkte ergeben, stehen die Verwaltung und mit ihr die politikbe¬
stimmenden Parteien und Personen schnell im Kreuzfeuer der Öffentlich¬
keit.
- Schließlich stehen auch die Adressaten der Leistungen nicht allein, sondern
sind in ein soziales Umfeld eingebunden, das seine Ansprüche an das Hilfe¬
system stellt. Das trifft auf Eltern zu, deren Kinder Empfänger von Jugend¬
hilfeleistungen sind, und ebenso auf Angehörige pflegebedürftiger oder gei¬
stig behinderter Menschen. Das soziale Umfeld erhält besonders dort eine
hohe Relevanz, wo den direkten Hilfeadressaten nur eine eingeschränkte
Mündigkeit zugeschrieben wird.
Zurückzuführen ist die Multireferentialität sozialer Dienstleistungen im we¬
sentlichen darauf, daß es hier keine schlüssige Tauschbeziehung gibt. Es gibt
keine - wie im allgemeinen Wirtschaftsgeschehen üblich - duale Struktur zwi¬
schen Anbieter und Nachfrager, innerhalb derer mittels Marktmechanismen
ein Preis-Leistungs-Verhältnis ausgehandelt wird. Statt dessen werden Qualität
und Quantität von Leistungen im Rahmen öffentlich organisierter personenbe¬
zogener Dienste innerhalb einer dreistelligen Relation zwischen Leistungs¬
adressaten (Bedürfnisse), Leistungsanbietern (Ressourcen) und Kostenträgern
(Politik) bestimmt, wobei jede dieser „Stellen" eigene Interessen und Sichtwei¬
sen ausgebildet hat (Brülle/Reis/Reis 1998, S. 69). Während in einer schlüssi¬
gen Tauschbeziehung die Menge der Leistungen sich in erster Linie aus der
Zahlungsfähigkeit des Kunden ableitet, werden im sozialen Sektor die Grenzen
durch die Budgetgrenzen öffentlicher Haushalte und durch politische Prioritä¬
tensetzungen gezogen. Die Diskrepanz zwischen einer schlüssigen und nicht¬
schlüssigen Tauschbeziehung zeigt sich am gravierendsten anhand der Repro¬
duktionsbedingungen von „Leistungsgewährer" und „Leistungsanbieter". Der
öffentlichen Hand als vorrangigem Finanzier entzieht die Gewährung sozialer
Dienstleistungen Ressourcen, ohne daß ihr im Tausch hierfür ausreichende
Einnahmen zur Reproduktion ihrer Angebotsfähigkeit zufließen. Im Gegen¬
satz zu dualen Marktwirtschaftbeziehungen macht die häufige Inanspruchnah¬
me weder den Finanzier noch den Anbieter der Leistungen stärker, sondern
unterhöhlt im Gegenteil ihre Ressourcenbasis. Es findet kein Äquivalenten¬
tausch statt, weshalb sich kein wie immer geartetes Gleichgewicht zwischen
Angebot und Nachfrage bilden kann (vgl. Reis/Schulze-Böing 1998, S. 12).
Die nichtschlüssige Tauschbeziehung hat natürlich auch Folgen für die
Adressaten der Leistungen. Wegen ihrer kaum vorhandenen Kaufkraft besit¬
zen sie im „Dienstleistungsdreieck" nur ein sehr geringes Macht- und Einfluß¬
potential. Bleibt ein Teil der Adressaten aus Unzufriedenheit mit den angebo¬
tenen Leistungen oder aufgrund hoher Zugangsschwellen einer Einrichtung
fern, hat dies jedenfalls für Einrichtungen der offenen Sozialarbeit in der Regel
erst einmal keine negativen Folgen, solange das Wissen über diese Mängel auf
der Ebene zwischen Leistungserbringer und -adressaten verbleibt. Die öffentli¬
chen Zuschüsse fließen vorerst in gleichem Maße wie bei einer höheren Fre¬
quentierung, wodurch auf alle Fälle die Personalressourcen geschont werden.
Problematisch wird die Situation erst dann, wenn die Nachfrage im großen Stil
zurückgeht und Beschwerden über die Qualität der Arbeit (fach) öffentlich
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werden, weil man dann die Ebene von „Leistungserbringer" und -adressat ver¬
läßt und zusätzlich der „Leistungsgewährer" ins Spiel kommt. Ab diesem Zeit¬
punkt droht die Legitimation für die öffentliche Förderung verlorenzugehen,
was in der Regel die Einrichtungen zu Qualitätsverbesserungen zwingt. Bei
einzelfallgesteuerten Hilfen sind die Wirkungen unmittelbarer. Werden hier
Einrichtungen von Klienten gemieden oder eingeleitete Hilfe- und Betreu¬
ungsmaßnahmen abgebrochen, hat dies eine geringere Refinanzierung zur Fol¬
ge, was bei bestehenden Fixkosten hinsichtlich Personal und Räumen schnell
Liquiditätsprobleme bei den Trägern nach sich zieht. Unzufriedenheiten mit
der angebotenen Qualität bleiben für die Einrichtung dagegen folgenlos, solan¬
ge sie nicht zum Abbruch oder zu öffentlichen Beschwerden führen. Mögen in
der Theorie die Möglichkeiten von Abwanderung und Widerspruch durchaus
bestehen, so gestaltet sich deren Wahrnehmung in der Praxis mitunter recht
problematisch. Eine wirkliche Wahlfreiheit, also ein Wechsel zu einem Konkur¬
renzunternehmen - ein unabdingbares Grundelement marktwirtschaftlicher Si¬
tuationen -, ist nicht so ohne weiteres gegeben. Denn oft treffen wir in der so¬
zialen Landschaft auf regionale Aufteilungen zwischen verschiedenen Trägern,
was den Wechsel mit einem deutlich höheren Zeitaufwand für den zusätzlichen
Weg verbindet. Auch liegt die Macht zum Wechsel nicht immer so ohne weite¬
res beim Klienten. Oft ist zuerst der Leistungsgewährer und Kostenträger
wieder einzuschalten, und der Klient hat sich ihm gegenüber zu rechtfertigen,
warum ein Wechsel von ihm gewünscht wird. Ferner wird eine marktwirtschaft¬
liche Kundenanalogie in solchen Fällen eingeschränkt, in denen eine hohe
Hilfebedürftigkeit und Dringlichkeit oder eine eingeschränkte Mündigkeit be¬
steht. In etlichen Fällen der Psychiatrie, der Drogen-, Alten- und Behinderten¬
hilfe besteht aus diesem Grund keine symmetrische Kunden-Anbieter-Konstel¬
lation, sondern eher ein Abhängigkeitsverhältnis der Klienten von den
Anbietern professioneller Hilfen.
Aus den beschriebenen Gegebenheiten wird ersichtlich, daß die Kunden so¬
zialer Dienstleistungen nicht über die notwendige „Konsumentensouveranität"
(Heinze/Olk/Hilbert 1988, S. 56) verfügen, die für ein marktwirtschaftlich ge¬
schlossenes Verhältnis konstituierend ist. Das Angebot der Dienste und Ein¬
richtungen leitet sich nur zum Teil aus den Bedürfnissen und Wünschen ihrer
„ersten" Kunden, den Nutzern, ab. Ebenso wird es von den Vorstellungen und
- vor allem finanziellen - Vorgaben ihres „zweiten" Kunden, der leistungsge-
währenden Verwaltung, beeinflußt. Da das finanzielle Austauschverhältnis fast
ausschließlich zwischen Leistungserbringer und -gewährer besteht, und die lei¬
tenden Personen der Institutionen und ihrer Träger auch mit den Vertretern
der Sozialverwaltung oft in näherem Kontakt stehen als mit den Leistungs¬
adressaten, ist davon auszugehen, daß das Verhältnis zum „ersten" Kunden
deutlich von dem zum „zweiten" überstrahlt wird, ja im Machtgefüge des
Dienstleistungsdreiecks der Einfluß der Verwaltung deutlich gegenüber dem
der Nutzer überwiegt.
Die schwache Stellung des Adressaten der Sozialen Arbeit hat ein Quali¬
täts- und Kontrollproblem zur Konsequenz (vgl, Gross/Badura 1977). Je mehr
die Sicht der Verwaltung gegenüber derjenigen der Adressaten der Leistung
überwiegt, desto stärker rückt folgende Problematik in den Vordergrund: „In
dem Maße, in dem Leistungen von Anbietern nur noch nach .internen', admi-
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nistrativen Kriterien bewertet werden, wächst die Gefahr, daß die eigentliche
Aufgabe, die Erbringung personenbezogener Dienstleistungen, zugunsten ver¬
waltungsinterner Aktivitäten und Aufmerksamkeiten in den Hintergrund ge¬
drängt wird. Reorientierung auf die Bedürfnisse der Nachfragenden ist im
Rahmen bürokratischer Dienstleistungsproduktion daher ein permanentes Or¬
ganisationserfordernis - nicht zuletzt wegen der Produktionsreserven, die, wie
oben wiederholt angesprochen (d.h, im Zusammenhang mit dem uno-actu-
Prinzip, W.N.), auf Seiten der Nachfragenden bestehen" (ebd., S. 377). Wenn al¬
so der dem Dienstleistungsdreieck wegen seiner ungleichen Machtverteilung
innewohnenden Tendenz zur Privilegierung der Verwaltungssicht kein Korrek¬
tiv entgegenwirkt, drohen die Qualitätsansprüche der Adressaten zuwenig Re¬
sonanz zu finden mit der Folge, daß Leistungen an den Adressaten vorbei pro¬
duziert werden und nur sehr suboptimale Wirkungen zeitigen. Damit stellt sich
unmittelbar die Frage, wer die Qualität der Leistungen auf welche Art und
Weise angemessen beurteilen und kontrollieren kann. Die Beurteilung und
Kontrolle durch die Verwaltung birgt immer die Gefahr, daß Kostengesichts¬
punkte und die Erfüllung verwaltungskonformer Rationalitäten (einheitliche
Antragsstellung, Verwendungs- und Statistiknachweis) im Vordergrund stehen,
aber der Entsprechung von pädagogischen Gesichtpunkten und den Ansprü¬
chen der Adressaten zu wenig Gewicht zukommt.
Damit verbleiben für die Beurteilung und Kontrolle noch die Anbieter und
Nachfrager. Parallel zum Vergleich mit der Verwaltung als „Leistungsgewäh¬
rer" besitzt der Adressat der Leistung gegenüber dem, der die Leistung anbie¬
tet, wiederum die schwächere Position. Zwar ist eine hohe Klientenintensität
und Klientensteuerung ein Charakteristikum von Humandienstleistungen, je¬
doch kann daraus keineswegs geschlossen werden, daß das soziale Dienstlei¬
stungssystem nachfragegesteuert wäre. Ganz im Gegenteil haben die nicht¬
schlüssige Tauschbeziehung sowie die Intransparenz der Dienstleistungen zur
Folge, daß das System von einer Anbieterdominanz geprägt ist, da der Klient
zwar einen notwendigen Faktor für die Dienstleistungserbringung darstellt,
aber die Entscheidung über die Zulassung oder Ablehnung von Nachfragern
ebenso wie die fachliche und soziale Kontrolle der Leistungserbringung nahezu
ausschließlich durch die Anbieter erfolgt (vgl. ebd., S. 378; Flösser 1994, S. 86).
Die dargelegten strukturellen Bedingungen im „Dienstleistungsdreieck"
schränken die im Wirtschaftsgeschehen hochrangig eingestufte Forderung, die
Kundenperspektive in den Mittelpunkt zu stellen, also enorm ein. Überlegun¬
gen und Konzepte zur Kundenorientierung, die im Rahmen von Strategien zur
Einführung von Qualitätsmanagementmaßnahmen in die soziale Arbeit laut
werden (vgl. Bobzien/Stark/Straus 1996, S. 54f.), schaffen noch lange keine
marktwirtschaftlichen Verhältnisse, sondern haben sich zuerst einmal kritisch
mit der Eigenlogik des öffentlichen Sektors auseinanderzusetzen. Die Einfüh¬
rung markt- und betriebswirtschaftlicher Termini und insbesondere des Kun¬
denbegriffs in den Sozialbereich ist also eher als ein metaphorischer Gebrauch
zu verstehen (vgl. Olk 1994, S. 25), der jedoch im Zusammenhang mit der De¬
batte um eine Umorientierung von Sozialer Arbeit in Richtung Dienstleistung
einen nicht zu unterschätzenden strategischen Stellenwert besitzt. „Er bringt
die für eine Veränderung notwendigen Jrritationen', weil er - aus einem ande¬
ren Kontext kommend und damit gleichsam aus einer Außenperspektive - zur
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Überprüfung bestehender interaktioneller und institutioneller Strukturen in
der sozialen Arbeit herausfordert" (Merchel 1995, S. 330). Dabei darf die
Überprüfung nicht bei den strukturellen Gegebenheiten stehenbleiben, son¬
dern muß auch die normativen Implikationen sozialer Dienstleistungen einbe¬
ziehen, wenn sie ihren Untersuchungsgegenstand hinreichend erfassen will.
3. Der Leistungsadressat zwischen Hilfe und Kontrolle
Betrachtet man das breite Aufgabenfeld sozialer Dienste und die damit zusam¬
menhängenden Adressatengruppen etwas differenzierter, wird ersichtlich, wie
prekär sich eine umstandslose Übertragung des im profitorientierten Dienstlei¬
stungssektor üblichen Kundenverständnisses auf die Sozialarbeit gestaltet.
Denn in etlichen Aufgabenbereichen steht weniger eine Befriedigung von Kun¬
denbedürfnissen im Vordergrund, sondern die Einhaltung oder Wiederherstel¬
lung gesellschaftlicher Normalitätsvorstellungen. Anhand der nachfolgenden
Klassifizierung von Adressaten sozialer Dienstleistungen soll dies illustriert
werden.
1) Kunde oder Konsument: Als solcher ist am ehesten ein finanziell potenter
Selbstzahler im Pflegebereich zu bezeichnen, sofern er in einer Region lebt,
die ausreichend pflegerische Dienste vorhält und er bzw. seine Angehörigen
in der Lage sind, die Qualität der Dienstleistungen zu beurteilen. Über die
Leistungen der Pflegeversicherung hinaus besitzt er genügend Kapital, um
auf dem Markt der bestehenden Dienste die für sich gewünschte Leistungs¬
palette einzukaufen. Auch für den Bereich der Kindertagesbetreuung ist
ein Konsumentenmodell denkbar (vgl. Spiess/Wagner 1997). Aufgrund des
Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz könnte Eltern ein Betreu-
ungsgutschein vom Jugendamt ausgehändigt werden, welchen sie bei den
Anbietern von Kindertagesbetreuungsplätzen einlösen können. Welches
Betreuungsangebot ihnen am ehesten entspricht und ob sie bereit sind, für
ein umfassenderes oder höherwertiges Angebot noch zusätzlich zu zahlen,
wäre den Eltern selbst überlassen. Das Jugendamt hätte nur auf die Einhal¬
tung von Qualitätsmindeststandards bei den Anbietern zu achten, ansonsten
könnten sich Angebot und Nachfrage über Marktmechanismen austarieren.
2) Teilnehmer: Werdende Eltern, die sich zur Teilnahme an einem Geburtsvor-
bereitungskurs entschließen, wären hier zu nennen. Da die Einrichtungen,
die einen solchen Kurs anbieten, in der Regel öffentlich gefördert werden,
haben die Eltern zwar nicht den vollen Preis des Angebots zu entrichten,
müssen aber dennoch einen spürbaren finanziellen Beitrag leisten. Wenn es
verschiedene Anbieter in ihrem Einzugsbereich gibt, haben sie die Möglich¬
keit, den Kurs z.B. nach den Kriterien Preis, Image der Einrichtung oder
Attraktivität der Ausschreibung auszuwählen.
3) Nutzer: Dazu könnte man die Besucher einer Jugendfreizeitstätte zählen.
Die Nutzung der Einrichtung ist für sie kostenlos, allerdings haben sie zu¬
meist keine Auswahl unter verschiedenen Freizeitstätten wegen deren
räumlicher Entfernung. Die Freizeitstätte selbst ist auf eine gewisse Attrak¬
tivität ihrer Leistungen angewiesen, da sie ansonsten mangels geringer Be-
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sucherzahlen gegenüber dem Finanzierungsträger in Legitimationsschwie¬
rigkeiten gerät. Eine ähnliche Konstellation zwischen Anbietern und Nut¬
zern gilt für Beratungseinrichtungen (z.B. zur Erziehungsberatung nach § 28
KJHG).
4) Freiwilliger Klient: Darunter fällt ein Teil der vom Allgemeinen Sozial¬
dienst (ASD) betreuten Menschen oder Klienten der Wohnungslosenhilfe.
Bei ihnen ist infolge der Belastung durch soziale Probleme häufig auch ein
implizites Bewußtsein vorhanden, daß sie auf sozialpädagogische Unterstüt¬
zung angewiesen sind. Zu den beschränkten vorhandenen Hilfen gibt es für
sie keine vergleichbare Alternative, so daß sie sie in der Form, wie sie ihnen
angeboten wird, annehmen müssen, außer sie verzichten ganz auf professio¬
nelle Unterstützung.
5) Unfreiwilliger Klient: Auf diesen treffen wir z.B. bei Eltern, für deren Kin¬
der entgegen ihrem Wunsch eine Fremdunterbringung eingeleitet wird. Die
pädagogische Intervention findet aufgrund einer gesetzlichen Vorschrift
statt, und die Eltern können sich ihr nicht entziehen noch haben sie bezüg¬
lich der intervenierenden Personen eine Wahlmöglichkeit. Vielfach sind sie
zur Kooperation gezwungen, weil ihnen die Verweigerung im weiteren Ver¬
lauf der Intervention nachteilig ausgelegt würde. Eine ähnliche Zwangssi¬
tuation taucht in der Drogenhilfe auf, wo Klienten vor die Alternative ge¬
stellt sind, entweder eine Haftstrafe zu verbüßen oder sich einer Therapie
zu unterziehen.
Die Aufzählung zeigt, daß das Machtgefüge zwischen dem Produzenten sozia¬
ler Leistungen und dessen Abnehmer äußerst unterschiedlich ausfallen kann.
Der unter 1) angeführte Kunde oder Konsument verfügt durchaus über ein ho¬
hes Maß an Konsumentensouveränität, in abgeschwächter Form auch noch der
unter 2) beschriebene Teilnehmer. Die Beziehung zwischen Anbieter und
Nachfrager kann in diesen Fällen als weitgehend symmetrisch bezeichnet wer¬
den. Dagegen verändert sich das Machtgefälle bei den Beispielen von 3) bis 5)
immer deutlicher zuungunsten des Adressaten. Dabei nimmt nicht nur dessen
ökonomische Macht immer mehr ab, sondern ebenso die gesellschaftliche An¬
erkennung. Hinzu kommt, daß die Bevölkerungsgruppen, aus denen sich der
Kreis der freiwilligen wie unfreiwilligen Klienten hauptsächlich rekrutiert, eher
nur (noch) geringe soziale Kompetenzen besitzen und so fast nie zur Bildung
selbstorganisierter Interessensvertretungen fähig sind. Wegen des geringen ge¬
sellschaftlichen Ansehens, das diese „Problemgruppen" in der Regel genießen,
kommt ihnen so gut wie keine politische Macht und allenfalls in seltenen Ein¬
zelfällen eine mediale Macht zu. Damit fehlen ihnen die Möglichkeiten, sich
gegen schlecht erbrachte Leistungen zu wehren (vgl. Badelt 1996, S. 15).2
2 Eine gewisse Ausnahme bilden einzelfallbezogene Hilfen, die von Klienten abgebrochen wer¬
den können, wie z.B. Plätze in Einrichtungen oder Wohngemeinschaften der Wohnungslosen¬
hilfe, die über § 93 BSHG finanziert sind. Wenn die Angebote einen zu geringen Ausstat¬
tungsstandard bei gleichzeitigem hohen Reglementierungsdruck aufweisen, steht zwar den
Klienten kaum die Option des Widerspruchs offen, jedoch die der Abwanderung. Wird die
zweite Option übermäßig oft wahrgenommen, gerät der Einrichtungsträger schnell unter Ko¬
stendruck und mittelfristig wahrscheinlich auch unter Legitmationsdruck durch den Kosten¬
träger, da regelmäßig abgebrochenen Hilfen nur ein geringer Erfolgsgrad zugebilligt wird.
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Ein weiterer Grund für die ausgeprägte asymmetrische Beziehungsstruktur
zwischen bestimmten „Problemgruppen" und professionellen Helfern liegt im
„doppelten Mandat" (vgl. Böhnisch/Lösch 1973) der Sozialarbeit. Überall
dort, wo Sozialarbeit mit Problemen konfrontiert ist, die sich nicht mehr im
normativen Kernbestand dessen bewegen, was in einer Gesellschaft als Norma¬
lität gilt, gerät sie schnell in einen Anforderungsspagat zwischen Hilfe und
Kontrolle. Die Finanzierung oder zumindest Teilfinanzierung sozialer Dienste
durch öffentliche Mittel bürdet ihr - abgesehen von zusätzlichen fachlichen
wie ethischen Professionsvorstellungen - eine Verpflichtung auf, an der Erhal¬
tung gesellschaftlicher Normalität mitzuwirken. Bei Fallkonstellationen, die
von deviantem Verhalten geprägt sind, bewegt sich Soziale Arbeit dann im
Spannungsfeld von „sozialer Kontrolle, verstanden als Durchsetzung einer
Norm gegen einen Normbrecher unter Rückgriff auf Machtressourcen (negati¬
ve Sanktionen), und Hilfe, verstanden als Unterstützung der eigenen Bemü¬
hungen des Klienten zur Wiedererlangung der Autonomie seiner Lebenspra¬
xis" (Olk 1986, S. 171).
Dieser Spagat bleibt selbstverständlich nicht folgenlos für das Beziehungs¬
und Machtgefüge von Klient und Profesionellem: „Der Sozialarbeiter ist ten¬
denziell gezwungen, um seine Arbeitsbeziehung zur unfreiwillig rekrutierten
Klientel überhaupt legitimieren zu können, dem Klienten sein Selbstbestim¬
mungsrecht im Hinblick auf die Definition des (Handlungs-)Problems (parti¬
ell) abzusprechen: Wenn der Klient keinen Leidensdruck in die Interaktion
einbringt und die Problemdeutungen des Professionellen auch nicht teilt, dann
muß in der Interaktion - um die Fiktion einer Versöhnung von Gemeinschafts-
und Klienteninteressen aufrechtzuerhalten - unterstellt werden, der Betroffene
kenne seine „wahren" Motive und Interessen (noch) nicht. Der Sozialarbeiter
schlägt dann nicht etwa nur stellvertretende Deutungen der Probleme des Kli¬
enten vor, die dieser in der Beziehung zurückweisen oder auch subjektiv „vali¬
dieren" könnte, sondern er setzt stellvertretende Lösungen gegen die geäußer¬
ten Interessen und Absichten des Klienten durch: Die Autonomie der
Lebenspraxis wird durch die Sanktionsmacht des Sozialarbeiters verletzt, der
Klient wird auf ein Normalitätsmodell zwangsverpflichtet, welches seinen - un¬
ter Umständen legitimen - Interessen zuwiderläuft" (ebd., S. 174f.). Freilich
sind der direkten Macht zu Sanktionen und Verpflichtungen in der Sozialarbeit
relativ enge Grenzen gesetzt. Die Macht besteht eher indirekt darin, bei nicht¬
gelungener Intervention mittels negativer Stellungnahmen andere sanktions¬
stärkere Instanzen - vornehmlich die Justiz - zu beeinflussen.
Es ist evident, daß die Rede von Kundenorientierung in den Fällen, in de¬
nen der Kontrollaspekt einen übermächtigen Stellenwert - z.B. wegen der
Schutzrechte Dritter oder bei Selbstgefährdung - einnimmt, eher einen zyni¬
schen Beigeschmack bekommt. Die Gleichzeitigkeit der Kontroll- und Hilfean¬
sprüche führt zu einer dilemmatischen Konstruktion. Die Autonomie der Le¬
benspraxis des Klienten einerseits durch soziale Kontrolle zu negieren und
andererseits in Form einer professionell angeleiteten freiwilligen Selbstverän¬
derung zu respektieren, ist schlicht nicht zu vereinbaren. Der Klient ist dabei
tendientiell ständig bedroht, seines Subjektstatus beraubt und als Objekt im
Rahmen eines klinisch-kurativen Professionalisierungskonzeptes „bearbeitet"
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zu werden. Seine freie Willensentscheidung wird partiell oder in Extremfällen
sogar vollkommen eingeschränkt.
Allerdings gibt es auch Sachverhalte, die dem Kontrollaspekt in der Sozial¬
arbeit klare Grenzen setzen. Der erste liegt in der Entwicklungslogik moderner
Gesellschaften. Denn mit ihrer Tendenz zur Pluralisierung und Individualisie¬
rung von Lebenslagen und Lebensstilen (vgl. Beck 1986; Berger/Hradil 1990;
Flösser 1994, S. 5ff.) haben moderne Gesellschaften und ihre Funktionssysteme
„keinen einheitlichen normativen Bezugsrahmen mehr zur Verfügung, von de¬
nen her sie konsistent die Vielzahl der anfallenden Inklusions- und Exklusions¬
probleme als Abweichung beschreiben könnten" (Bommes/Scherr 1996,
S. 117). Die entscheidenden Aspekte eines zweiten, gewichtigeren Grundes
sind in der Rolle der Leistungsadressaten als „Ko-Produzenten" und im struk¬
turellen Technologiedefizit der (Sozial)Pädagogik zu sehen.
Demnach ermöglicht der Adressat der Leistung erst durch seine aktive Mit¬
arbeit im Hilfeprozeß dessen Zustandekommen. Instrumenteil eingesetzte
Maßnahmen mit einem stark kontrollierenden und reglementierenden Charak¬
ter laufen mit hoher Wahrscheinlichkeit Gefahr, bei den Klienten keine Bereit¬
schaft zur Mitgestaltung zu erzeugen, weil sie nicht an deren Sinnentwürfen an¬
knüpfen. Folgt man der systemtheoretischen Argumentation, wie sie z.B. von
H. Willke entwickelt wurde, dann ist anzuerkennen, daß nicht-triviale Sy¬
steme, zu denen menschliche Individuen zu rechnen sind, in ihrer Grundstruk¬
tur geschlossene Systeme darstellen, die von ihrer Umwelt unabhängig und un¬
beeinflußbar sind. „Eine Steuerung von außen ist nicht möglich, es sei denn
um den Preis der Zerstörung der autopoetischen Qualität oder Identität des
Systems" (Willke 1996, S. 103). Deshalb kann nicht der Intervenierende, z.B.
über Hilfeprozesse, andere Menschen unmittelbar verändern, sondern diese
können nur sich selbst - jedenfalls dauerhaft - verändern.3 Allerdings kann
von außen auf den Systemkontext, also die Lebenszusammenhänge von Men¬
schen Einfluß genommen werden. Machen diese Kontextveränderungen für
den Betroffenen einen Sinn, erweisen sie ihm gar einen erhofften Dienst, dann
bestehen gute Chancen, daß daraus auch intendierte Veränderungen in dessen
Lebenspraxis resultieren. Deshalb gilt: „Das System selbst, seine Selbststeue¬
rung und operative Geschlossenheit sind der primäre Ansatzpunkt. Denn ohne
Rücksicht darauf geht nichts" (ebd., S. 114). Für die Organisation sozialer Hil¬
fen bedeutet dies, daß sie zwar den Wünschen von Klienten nicht völlig ent¬
sprechen, aber zumindest eine Anschlußfähigkeit an deren Sinnvorstellungen
aufweisen müssen. Negieren sie den „Eigensinn" der Klienten, ist die Wahr¬
scheinlichkeit groß, daß diese sich den Hilfen entziehen oder - wo ein Entzie¬
hen schwer möglich ist - sie ins Leere laufen lassen.
3 Mit Bezug auf die von I. Kant ausgehende neuhumanistische Anthropologie umschreiben N.
Luhmann und K.E. Schorr die Problematik subjektbezogener Veränderungsstrategien in den
Erziehungswissenschaften folgendermaßen: „Wenn nämlich Ego und Alter als jeweils not¬
wendig selbstreferentiell operierende Subjekte ihre Beziehung zueinander kausaltechnolo¬
gisch aufbereiten wollen, müssen sie die eigene Selbstreferentialität und die des anderen in
ein Kausalverhältnis überführen und für jeden Effekt, den sie bezwecken, die selbstreferen¬
tiellen Prozesse (das Selbstbewußtsein, das Denken, das Wollen) des anderen als Mittel ein¬
setzen, weil ohne sie „nichts geht". Das aber verstieß technisch durch zirkuläre Strukturen ge¬
gen die Erfordernisse einer Subsumtionstechnologie und moralisch gegen den kategorischen
Imperativ" (Luhmann/Schorr 1982, S. 12).
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4. Die Transformation von Bedürfnissen in Bedarf
Die Übertragung des Bildes vom souverän Leistungen auswählenden und dabei
seinen Bedürfnissen folgenden Kunden auf die Leistungsadressaten sozialer
Dienste erweist sich - so zeigt die Analyse - nur höchst eingeschränkt als sinnvoll.
Es sind hier nicht - oder nur sehr eingeschränkt - die Bedürfnisse der Adressaten,
die das Angebot steuern. Und aufgrund des doppelten Mandats der Sozialen Ar¬
beit sowie des doppelten Kundenbezugs sozialer Dienste läßt sich die Qualität der
Leistungen auch nicht zwingend anhand der Zufriedenheit der eigentlichen Nut¬
zer beurteilen. Statt dessen führt diese zweifache Verschränkung zur oben ange¬
führten Multireferentialität, die von den Produzenten sozialer Dienstleistungen
eine Responsivität gegenüber sehr unterschiedlichen, zum Teil durchaus wider¬
strebenden Ansprüchen verlangt. Insbesondere die nichtschlüssige Tauschbezie¬
hung verbietet es, das Konsumentenmodell auf die Sozialarbeit zu übertragen.
Wenn also Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen nicht direkt mit den
Bedürfnissen der eigentlichen Adressaten korrespondieren, müssen für deren
Bestimmung andere Mechanismen wirksam werden. Auf solche Mechanismen
stoßen wir bei der Frage nach dem Bedarf von sozialen Hilfen, den H. von
Spiegel (1993) folgendermaßen beschreibt: „Einen Bedarf kann man nicht wis¬
senschaftlich bestimmen oder aus sog. objektiven Problemlagen ableiten. Er
entsteht in sozial und kommunalpolitischen Auseinandersetzungen und wird
meist ohne Beteiligung von Klienten ausgehandelt. Es hängt vom kommunalen
Bedingungsgefüge, also von der finanziellen Leistungsfähigkeit und dem politi¬
schen Leistungswillen der Kommune und von den wirtschaftlichen und sozia¬
len Lebenslagen ihrer Einwohner ab, welche der Bedürfnisse als „Bedarf" ak¬
zeptiert werden, wo die Schwerpunkte der Sozialpolitik gesetzt werden, und
was entsprechend als Erfolg gewertet wird. Dieses Bedingungsgefüge ist auch
beeinflußt von überörtlichen Entwicklungen und Problemen, die sich stark auf
die (finanziellen und organisatorischen) Möglichkeiten einer Kommune aus¬
wirken" (Spiegel 1993, S. 207), Auch M. Bommes und A. Scherr weisen darauf
hin, daß der Gegenstand Sozialer Arbeit sich nicht primär aus den Bedürfnis¬
sen der Betroffenen ableitet, sondern sich in Diskursen konstituiert, „die insbe¬
sondere von Sozialarbeitern selbst, politischen Verwaltungen, politischen Öf¬
fentlichkeiten und Reflexionseliten der Sozialen Arbeit getragen werden. Hier
werden individuelle Hilfsansprüche definiert und von illegitimen Ansprüchen
unterschieden; hier wird .Normalität' in Abgrenzung von sozialen Problemla¬
gen etabliert, in denen die mangelnde Ausstattung sozialer Gruppen mit Geld
und Erziehung von ,normalen' Lebensbedingungen abgegrenzt wird" (Bom-
mes/Scherr 1996, S. 109).
Es ist durchaus anzuerkennen, daß es in der Sozialen Arbeit nicht nur um
die Befriedigung von Kundenbedürfnissen gehen kann, sondern daß öffentliche
Dienstleistungen auch in diesem Bereich andere Aufträge und Ansprüche zu
berücksichtigen haben, was eine Transformation von Bedürfnissen in Bedarf
notwendig macht. Jedoch droht bei der Bedarfsfeststellung die Gefahr der
weitgehenden Ausblendung der Vorstellung der Adressaten, weil diese im Pro¬
zeß der Bedarfsformulierung kein Gehör finden. Ihre Problemlagen und Inter¬
essen dienen dann lediglich als Legitimationsbasis für die Bereitstellung sozia¬
ler Dienste, während die Ausgestaltung der Hilfen im Prozeß der politischen
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Bedarfsnormierung zumeist ohne Einflußmöglichkeiten ihrerseits entwickelt
wird. Die sozialen Dienstleistungsorganisationen wiederum haben sich wegen
ihrer finanziellen Abhängigkeit und ihrem Bestandserhaltungsinteresse an die
vorgegebenen Programmierungen zu halten. Problemlagen werden dann von
Professionellen nach den Vorstellungen von politisch Gewünschtem umdefi¬
niert, was eine grundlegende Distanz zwischen Produzenten und Konsumenten
der Dienstleistungen wahrscheinlich macht (vgl. Flösser 1994, S. 38).
Eine genauere Analyse der Transformation von Bedürfnissen in Bedarf hat
N. Fräser im Rahmen ihrer „Gender Studies" vorgenommen (vgl. Fräser 1994).
Sie bezeichnet ihren Ansatz als eine „Politik der Bedürfnisinterpretation" und
legt ihr Augenmerk auf die formale Ebene der Diskurse über Bedürfnisse. In¬
dem sie weniger auf Fragen der Distribution abstellt, als vielmehr den Fokus auf
die Macht- und Interessenkonstellationen in den Interpretationsdiskursen über
Bedürfnisse richtet, will sie den kontextuellen und umstrittenen Charakter der
Bedürfnisansprüche sichtbar machen. Ihr Vorwurf gegenüber gängigen Strate¬
gien der Bedürfnisbefriedigung bei sozialen Anliegen lautet, daß sie sich auf die
Frage beschränken, ob ein Anliegen als legitim einzuschätzen sei und wenn ja,
in welchem quantitativen Umfang, daß dabei aber viel zu wenig qualitative
Aspekte einbezogen werden. Hierbei werde der Problemformulierung zu wenig
Beachtung geschenkt und ausgeblendet, daß die Definition der Probleme die Pa¬
lette der Bearbeitungsmöglichkeiten bereits weitgehend festlege. Fräser sperrt
sich gegen diese Strategien der Bedürfnisbefriedigung, weil hier „die Definition
der fraglichen Bedürfnisse, um die es geht, als vorgegeben betrachtet wird, so als
ob diese Bedürfnisse an sich evident und jeder Diskussion entzogen wären. Da¬
durch wird uns die Tatsache verstellt, daß die Interpretation der Bedürfnisse von
Menschen selbst ein Gegenstand der politischen Auseinandersetzung ist, manch¬
mal sogar der eigentliche Gegenstand" (Fräser 1994, S. 223).
Indem sie eine Position ablehnt, die menschliche Bedürfnisse für gegeben
und nicht zu hinterfragen ansieht, besteht Fräser auf der interpretativen Di¬
mension der Bedürfnispolitik und damit auch auf der Frage, wer mit welcher
Definitionsmacht seine Interpretationen in die Diskurse über Bedürfnisbefrie¬
digungen einbringen kann. Denn wenn Hilfebedürftigkeit kein gesellschaftli¬
ches Phänomen ist, das anhand objektiver, transparenter Kriterien festzuma¬
chen ist, dann wird in sozialen Auseinandersetzungen festgelegt, „was jeweils
als hilfsbedürftiges oder gelingendes Leben, normales oder abweichendes Ver¬
halten gilt" (Bommes/Scherr 1996, S. 109). Dabei weisen die Machtkonstella¬
tionen in den Diskursen in der Regel eine deutliche Asymmetrie zwischen den
professionellen Helfern und den Hilfebedürftigen auf, vor allem deshalb, weil
sie sich als Expertendiskurse konstituieren, die über institutionelle Regelungen
den Zugang zu ihnen festlegen. Den Leistungsadressaten, die weder über eine
spezifische, zugangsöffnende Organisations- noch über Professionszugehörig¬
keit verfügen, bleibt die Teilnahme zumeist verwehrt. Vielmehr finden die Dis¬
kurse auf juristischer, administrativer und therapeutisch-pädagogischer Ebene
in exklusiven Expertenzirkeln statt, innerhalb derer die Bedürfnisse soweit um¬
definiert werden, daß sie den systemkonformen Befriedigungen entsprechen.
Ihr Bestreben geht nicht dahin, dialogische, partizipatorische Prozesse der Be¬
dürfnisbefriedigung zu ermöglichen, als vielmehr monologische, administrative,
die die eigentlich Betroffenen ausschließen (vgl. Fräser 1994, S. 240).
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Sofern ein artikuliertes Bedürfnis dahingehend anerkannt wird, daß hierfür
öffentliche Instanzen tätig werden sollten, beginnen über die Expertendiskurse
Interpretationen, die gleichsam Übersetzungsfunktionen darstellen. Dabei wer¬
den die ursprünglichen Bedürfnisse in konkreten Bedarf umformuliert, der
zwar eine Anschlußfähigkeit an das bestehende Hilfesystem, aber nicht unbe¬
dingt an die ursprünglichen Vorstellungen der Betroffenen aufweist. Als Folge
davon können dann die transformierten Bedürfnisse gegebenenfalls zu Objek¬
ten öffentlicher Interventionen werden. Der festgelegte Bedarf stellt quasi die
Richtschnur für die verschiedenen Einrichtungen dar, die den Sozialstaat aus¬
machen. „Das politisierte Bedürfnis wird typischerweise als das Korrelat einer
bürokratisch verwaltbaren Befriedigung, eines ,sozialen Dienstes' Undefiniert"
(ebd., S. 269), was den Bestands- und Machtinteressen der Leistungsanbieter
entgegenkommt und die finanzierenden Instanzen vor einer Überdehnung des
Inklusionprinzips (vgl. Luhmann 1981) bewahrt. - „Soziale Arbeit ist insofern
immer auch Disziplinierung in dem Sinne, daß sie auf die Kompatibilität von
Hilfsansprüchen mit der etablierten Hilfe-Semantik in ihren Organisationen
achtet und gegebenenfalls entsprechende Übersetzungsleistungen vornimmt"
(Bommes/Scherr 1996, S. 109).
Im Prozeß der Transformation von Bedürfnissen in Bedarf ist die Tendenz
zur Enteignung und Entpolitisierung von Bedürfnissen verankert. Indem Ex¬
pertenzirkel artikulierte Bedürfnisse aufnehmen und interpretieren, ohne hier¬
an die eigentlich Betroffenen und „Urheber" der Bedürfnisse zu beteiligen,
verlieren diese ihre Authentizität. Sie sind im Ergebnis der Experteninterpreta¬
tionen nur noch als vermittelter Bedarf wahrzunehmen, der in der Regel die
Interessen der Leistungsanbieter und -gewährer wesentlich stärker widerspie¬
gelt als die der Leistungsadressaten. Eine bessere Responsivität des definierten
Bedarfs gegenüber den originären Bedürfnissen wäre am ehesten dann gege¬
ben, wenn die Betroffenen ihre Vorstellungen selbst in die Diskurse zur Be¬
dürfnisinterpretation einbringen könnten. Das gelingt aber zumeist nur dann,
wenn diese sich in Form sozialer Bewegungen organisieren und darüber einen
nicht zu vernachlässigenden Machtfaktor mit dementsprechendem Lobby- und
Einmischungspotential bilden bzw. wenn es ihnen gar gelingt, über „kritische"
Experten, die aus ihren Reihen kommen oder ihnen nahestehen, direkten Zu¬
gang zu den Interpretationszirkeln zu bekommen. Als erfolgreiche Beispiele
seien die Frauen-, Schwulen- und Lesbenbewegung angeführt. Allerdings wei¬
sen diese erfolgreichen Bewegungen im Vergleich zu anderen Zielgruppen der
Sozialen Arbeit einen wesentlich besseren rechtlichen und Ökonomischen Sta¬
tus sowie ein höheres Maß an sozialer Kompetenz auf. Gerade die Zielgrup¬
pen, denen gegenüber neben dem Hilfeaspekt auch deutlich kontrollierende
Ansprüche auftreten, so bei Wohnungslosen oder Drogenabhängigen, sind
diese Voraussetzungen zur Organisation in einer durchsetzungsfähigen sozialen
Bewegung nicht gegeben. Ihnen eröffnet sich kein Zugang zu den Expertenzir¬
keln und damit auch keine direkte Beeinflussung, was bedeutet, daß ihre Be¬
dürfnisse allenfalls sehr vermittelt wahrgenommen und sogar einmal aner¬
kannte Ansprüche womöglich wieder eingeschränkt werden.4
4 Siehe hierzu die Einschränkung des Vorrangs ambulanter Hilfen gemäß § 3a BSHG nach der
Reform des Sozialhilferechts von 1996 (vgl. Jürgens 1996).
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5. Schluß: Mehr Responsivität durch Partizipation, Komplementarität
und Flexibilität
Überlegungen und Analysen der hier vorgetragenen Art zu den spezifischen
Merkmalen sozialer Dienstleistungen machen deutlich, wie wenig der Begriff
„Kundenorientierung", wie er üblicherweise verwendet wird, den hier stattfin¬
denden Prozessen und Sachverhalten gerecht wird. Das „uno-actu-Prinzip"
verweist auf die enorme Bedeutung der Bereitschaft des Leistungsempfängers
zur aktiven Beteiligung und Unterstützung im Hilfeprozeß. Von der Qualität
und Intensität der Interaktion zwischen Leistungsanbieter und -adressat hängt
in hohem Maße die Qualität und die Wirkung der Leistung ab. Und auf der an¬
deren Seite zeigen sich aufgrund des doppelten Kundenbezugs und des doppel¬
ten Mandats sowie der daraus resultierenden nichtschlüssigen Tauschbeziehung
und Multireferentialität von Hilfemaßnahmen Bedingungen, die einer unmit¬
telbaren Responsivität zwischen den Bedürfnissen der Hilfeempfänger und der
Gestaltung der Hilfen entgegenstehen. Natürlich finden wir soziale Dienste,
deren Angebote den Vorstellungen der Nutzer entsprechen, jedoch führt die
erhöhte Inanspruchnahme attraktiver Maßnahmen nicht zwingend zu einem
besseren wirtschaftlichen Geschäftsergebnis der Einrichtungen. Erst wenn die
steigende Nachfrage von den Leistungsfinanziers, die ja nicht mit den Nachfra¬
gern identisch sind, als Bedarf anerkannt wird, kann dies unter Umständen zu
einer besseren finanziellen Ausstattung führen. Und wie aus den Analysen von
Fräser zu erkennen ist, stellt die Bedarfsdefinition einen politischen Prozeß
dar. Doch im Zuge der Qualitätsmanagementdebatte stoßen wir immer wieder
auf die unkritische Übertragung einer Managementrhetorik und dazugehöriger
Konzepte auf das Feld sozialer Dienstleistungen, wodurch die Gefahr einer
Verschleierung des politischen Charakters von anerkanntem oder nicht aner¬
kanntem Bedarf wächst. Dabei wird ein Dienstleistungsideal als Alternative
zum bürokratielastigen sowie eingriffs- und kontrollorientierten Image der
Einrichtungen postuliert, das die systembedingten Widersprüche nicht hinrei¬
chend beachtet und die Legitimationsproblematik Sozialer Arbeit vom Politi¬
schen ins Ökonomische verschiebt (vgl. May 1997).
Demgegenüber würde die Orientierung an Prinzipien wie Partizipation,
Komplementarität und Flexibilität als Qualitätskriterien sicherstellen, daß An¬
sprüchen und spezifischen Merkmalen der Sozialen Arbeit Rechnung getragen
würde.
5.1 Partizipation
Die Definition und Gestaltung von Programmen, Angeboten und Maßnahmen
der Sozialarbeit findet in einem vielschichtigen Planungs- und Aushandlungs¬
prozeß statt, an dem Instanzen der Sozialverwaltung, der Vereinigungen und
Verbände der Leistungsanbieterseite und zum Teil Professionsvertreter betei¬
ligt sind. In diesem Prozeß werden von seiten der Verwaltung Ansprüche auf
Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit geltend gemacht, und bei den Lei¬
stungsanbietern und Professionsvertretern stehen zumeist eigene Finanzinter¬
essen sowie Ansehens- und Machtgewinn im Vordergrund. Demgegenüber
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rücken die Interessen der Adressaten an bedürfnisangemessenen Dienstlei¬
stungen schnell in den Hintergrund, weil für ihre authentische Artikulation
keine Möglichkeit besteht. Sie sind im Definitionsprozeß weitgehend ausge¬
grenzt. Deswegen ist eine elementare Voraussetzung für mehr Partizipation,
den Nutzern Wege zu eröffnen, das Definitionskartell aufzubrechen und eigene
Vorstellungen einzubringen. Freilich setzt das voraus, daß die Nutzerseite nicht
vereinzelt auftritt, sondern sich in irgendeiner Form institutionalisiert, um ge¬
meinschaftlich ihre Interessen vertreten zu können. Ein Beispiel hierfür wären
Beiräte, wie wir sie als Ausländer-, Senioren- oder Familienbeirat antreffen. Je¬
doch gibt es keine Beiräte, in denen sich die Personenkreise wiederfinden, die
am stärksten von Kontrolle und Eingriff in der Sozialarbeit betroffen sind. Dies
gilt für Wohnungslose wie Drogenabhängige. Und auch die Funktion von
Psychiatriebeiräten ist umstritten. Das bedeutet, Beiräte finden wir am ehesten
bei Personengruppen, deren Bedürfnisse politisch bereits eine gewisse Aner¬
kennung gefunden haben und deren Verhalten sich im Rahmen dessen bewegt,
was als gesellschaftliche Normalität akzeptiert ist.
Ein anderes Beispiel für den Zusammenschluß von Betroffenen stellen
Selbsthilfegruppen dar. Ihre Stärke liegt sicherlich in der sehr unmittelbaren
Artikulation von Bedürfnissen, die noch keine oder erst geringe gesellschaftli¬
che Anerkennung besitzen. Ihre Schwäche dagegen liegt darin, daß sie in we¬
sentlich geringerem Maße als Beiräte Zugang zu den Machtzirkeln der Ange¬
botsplanung finden. Sie sind von professionellen Brückeninstanzen abhängig,
die ihnen möglicherweise Zugangswege eröffnen. Unterstützung finden Selbst¬
hilfegruppen im Kreis der Professionellen am ehesten dort, wo die professio¬
nelle Identität und Grundhaltung von einer Empowerment-Perspektive (vgl.
Stark 1996) geprägt ist. „Leitfaden des Empowerment-Konzeptes - und das
macht seine besondere Attraktivität aus - ist das Vertrauen in die Stärken der
Menschen und der Glaube an ihre Fähigkeiten, Regie über das eigene Leben
zu führen. Es formuliert damit eine programmatische Absage an den Defizit-
Blickwinkel, der bis heute das Klientenbild der traditionellen psychosozialen
Arbeit einfärbt" (Herriger 1995, S. 34). Dabei wird von den Professionellen
verlangt, die Sicherheiten fester Methoden und erprobter Settings in Frage zu
stellen und reflexiv zu behandeln. Denn starre Vorgehensweisen verhindern es,
sowohl situativ mit den divergenten Vorstellungen der Zielgruppen und -perso-
nen umzugehen als auch sich auf gemeinsame Entwicklungs- und Suchprozesse
einzulassen.
5.2 Komplementarität
Im Feld der offenen, niedrigschwelligen Sozialarbeit mit Schwerpunkten in der
Gemeinwesen- und Gruppenarbeit kann die Eröffnung von Möglichkeiten der
Partizipation zu einer wesentlich verbesserten Abstimmung zwischen den Be¬
dürfnissen der Adressaten und den Angeboten führen. Deutlich anders gestal¬
tet sich die Frage nach mehr Responsivität in der Einzelfallhilfe, Hier stehen
die Adressaten untereinander praktisch so gut wie nie in Kontakt. Sie können
deshalb ihre Interessen auch nicht gemeinschaftlich organisieren; es gibt nur
individuelle Beratungsprozesse zwischen einzelnen Klienten und Fachkräften.
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Verlauf und Inhalt der Beratung sind durch ein hohes Maß an Intransparenz
gegenüber Außenstehenden gekennzeichnet und können deshalb in ihrem ma¬
teriellen Ergebnis von Dritten nur schwer beurteilt werden. Ob die Bedürfnisse
der Adressaten innerhalb des Beratungsprozesses zu ihrem Recht kommen,
hängt weitgehend von den praktizierten Methoden der Professionellen, zum
anderen von deren Wertentscheidungen ab. Während der erste Aspekt wesent¬
lich von der Qualifikation der Professionellen beeinflußt wird, bekommt beim
zweiten deren Wertorientierung eine hohe Relevanz. Weil sich Sozialarbeit
nicht in der Befriedigung von Kundenwünschen erschöpft, sondern unter¬
schiedliche individuelle und allgemein-gesellschaftliche Ansprüche zu beachten
hat, hängen Verlauf, Ausgestaltung und Ergebnis von Beratungen stark davon
ab, vor welchem Wertehintergrund des Professionellen die aufeinandertreffen¬
den und oft konfligierenden Interessen gewichtet werden. Problematisch wird
dieser Zusammenhang von Werten und Beratungsprozeß vor allem dann, wenn
der Wertehintergrund nicht explizit thematisiert wird. Denn aus dem Wertehin¬
tergrund entstehen persönliche Motivationen, die den Beratungsprozeß steu¬
ern, ohne daß für den Klienten ersichtlich wird, inwieweit hier fachliche Argu¬
mente und persönliche Motivlagen vermengt werden. Motivationen sind als
primäres Steuerungsmoment sozialer Hilfeprozesse ungeeignet, weil Hilfe auf
diese Weise mit Zwecken verbunden wird, die potentiell losgelöst sind von den
Interessenlagen der Hilfesuchenden. Hilfe droht so zum Selbstzweck zu wer¬
den, wo sie eigentlich Mittel bleiben sollte. Natürlich sind Motivationen nicht
zu verleugnen und spielen in der Sozialarbeit auf seiten aller Beteiligter eine
wichtige Rolle. Doch bedürfen sie selbst der Steuerung durch Ziele, da sonst
schnell Beliebigkeit oder gar Willkür entsteht (vgl. Drude 1994, S. 145).
Allerdings zeigen sich auch auf der Ebene der Zielbestimmung in der So¬
zialarbeit sehr schnell spezifische Probleme. Ziele lassen sich widerspruchsfrei
und allgemeingültig nur sehr abstrakt als „Kindeswohl" oder „Menschenwür¬
de" formulieren. Weitere Konkretisierungen sehen sich mit dem Problem kon¬
frontiert, daß sich in posttraditionalen, pluralisierten Gesellschaften keine ver¬
bindlichen Lebensformen vorschreiben lassen. Allenfalls ex negativo können
Zielbestimmungen erfolgen, indem konkretisiert wird, was nicht eintreten darf.
Auf diesem Weg kommt der gesellschaftliche Normalisierungsauftrag in der
Zielformulierung durchaus zum Zug, aber es ergeben sich aus den Negativfor¬
mulierungen noch keine positiven handlungsleitenden Ziele. Nun wurden in
der Sozialarbeit - und gerade bei Fachkräften, deren Schwerpunkt in der Bera¬
tung liegt - Vorkehrungen getroffen, um einer unreflektierten Übertragung
eigener Wertvorstellungen und Motivationslagen auf den Beratungsprozeß
Einhalt zu gewähren. Mittels Fallbesprechungen und Supervisonen soll die
situative Ausdeutung von Einzelfällen nicht der Willkür des einzelnen über¬
lassen bleiben, sondern im Rahmen von intersubjektiven Interpretationen
Möglichkeiten einer Dezentrierung von Perspektiven geschaffen werden. Wie¬
derum ausgegrenzt aus diesem Reflexionsprozeß bleibt allerdings die unmittel¬
bare Sichtweise des Klienten. Responsivität im Sinne einer komplementären
Annäherung von individuellen Klientenvorstellungen und professionellem
Handeln können solche Vorkehrungen, die nur auf den Kreis der Fachkräfte
bezogen sind, nicht leisten. „Eine solche wechselseitig einfühlsame Anpassung
von professionellen Verhaltensanforderungen und individuellen Bedürfnissen
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schließt ein einseitiges Dominieren professioneller Kriterien oder gar Eigenin¬
teressen gegenüber Klientenwünschen aus. Allzuhäufig werden nämlich hilflos
ratsuchenden Klienten vorschnell professionelle Lösungen übergestülpt, die
der Experte aufgrund seiner weitgehenden Definitionsmacht von Problemla¬
gen als effektiv beurteilt, deren wirklich langfristige Problemgerechtigkeit je¬
doch letztlich allein der Klient an seiner Person feststellen kann" (Windhoff-
Heritier 1987, S. 238).
Wenn aber als allgemeingültig legitimierbare Ziele nur auf einer sehr ab¬
strakten Ebene zu bestimmen sind, heißt das, daß eine wechselseitige Anerken¬
nung von konkreten Zielen nur möglich ist, wenn der Adressat an der Zielfor¬
mulierung adäquat beteiligt ist. Der Fokus richtet sich dann weniger auf die
Materialität der Ziele, als vielmehr auf die Prozeduralität der Zielformulie¬
rung. Über prozedurale Festlegungen für die Zielbestimmung kann die Re¬
sponsivität der Hilfen deutlich beeinflußt werden. Prominentestes Beispiel in
der Sozialarbeit zur prozeduralen Zielbestimmung stellt das Hilfeplanverfah¬
ren gemäß § 36 KJHG dar.5 Hier finden wir Kriterien zur Beteiligung der Lei¬
stungsadressaten, zur Fachlichkeit, zur Kooperation zwischen den Fachleuten
und zur Evaluation der Maßnahmen. Den Kern der im § 36 KJHG festgelegten
Normierungen sieht W. Schefold (1999, S. 7) in der gleichzeitigen Gültigkeit
der Prinzipien von Fachlichkeit und Beteiligung. Indem für die Umsetzung von
beiden ein Interaktionssystem festgeschrieben ist, wird die Beteiligung der
Betroffenen tendenziell unabhängig von der Zufälligkeit der methodischen
Kompetenz und professionsethischen Selbstverpflichtung von Fachleuten.
Seine besondere Qualität erlangt der festgelegte Interaktionsprozeß im Hilfe¬
planverfahren zusätzlich dadurch, daß er mit einem subjektiven Rechtsan¬
spruch auf Erziehungshilfe verknüpft ist. Mit der Verbindlichkeit des Verfah¬
rens und dem Rechtsanspruch auf sehr konkrete Dienstleistungen wird der
bestehenden Asymmetrie in Hilfeprozessen entgegengewirkt. Die Mündigkeit
der Klienten kann von der Beratern nicht negiert werden, seine Autonomie
wird durch die normierten Verfahrensrechte anerkannt, und somit muß die Ei¬
genständigkeit des Leistungsadressaten und seine Ansprüche zwingend in die
Festlegung und Ausgestaltung der Hilfen einfließen.
Schefold konstatiert deshalb: „Leistungsansprüche und Beteiligungsregeln
konstituieren Sicherheit und Flexibilität moderner Hilfe" (Schefold 1999,
S. 11).
5.3 Flexibilität
Die Ablösung des alten, im Kern paternalistischen Wohlfahrtsmodells, das ob¬
jektivierte Standards der Bedürftigkeit formuliert und mit Hilfe professionel¬
len Expertentums die Subsumption der individuell geprüften Bedürftigkeit un¬
ter die vorgegebenen Kategorien vornimmt (vgl. Flösser 1994, S. 15), darf sich
5 Während die Diskussion über Rolle und Stellenwert des Hilfeplans die Jugendhilfediskussion
bereits seit Inkrafttreten des KJHG sehr stark beeinflußt, kommt es im Bereich der Sozialhil¬
fe erst in jüngster Zeit zu parallelen Diskussionen. Hier rückt erst langsam ins Bewußtsein,
daß über den neuformulierten § 17/2 auch im BSHG Anstöße für eine Hilfeplanung gesetzt
wurden (vgl. Bartelheimer u.a. 1999; Kuntz 1999).
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nicht auf die Einbindung der Adressaten zur Zielbestimmung und Planung der
Hilfen beschränken. Die Organisation der nachfolgenden Angebote und Maß¬
nahmen muß konsequenterweise einen hohen Grad an Flexibilität aufweisen,
um den sehr individuell konstruierten Hilfeplänen gerecht zu werden. Starre
Angebotsformen entsprechen den Anforderungen einer bürokratischen Steue¬
rung und kanalisieren die Ansprüche der Klienten. Sie kommen den Leistungs-
gewährern und -anbietern hinsichtlich ihrer Interessen nach Planungssicherheit
und Wirtschaftlichkeit entgegen, unterwerfen aber den Leistungsadressaten
schematischen Verhaltensanforderungen. Im Gegensatz zu sozialstaatlichen
Transferleistungen zur Absicherung materieller Standardrisiken, wie im Fall
von Krankheit, Unfall, Alter und neuerdings auch Pflegebedürftigkeit, machen
deshalb Konditionalprogramme auf der Ebene von Humandienstleistungen
wenig Sinn. „Werden Personen selbst, ihre Motivlagen, Deutungen, Wissensbe¬
stände und Kompetenzen zum Gegenstand von Hilfeleistungen erhoben, dann
hängt deren Wirksamkeit zu einem erheblichen Teil von der Berücksichtigung
der besonderen Lebenssituation und der spezifischen Merkmale des Einzelfal¬
les ab" (Olk/Otto 1987, S. 7). Nur über eine personenbezogene Abstimmung
und Ausgestaltung der Leistungen kommt es in der Regel zur notwendigen
Motivierung und Aktivierung der Adressaten und als Folge davon auch zu hö¬
herer Effektivität und Effizienz von Hilfen.
Eine solche Perspektive deckt sich weitgehend mit dem, was in Konzepten
zum Qualitätsmanagement unter Kundenorientierung ausgeführt wird. In der
Jugendhilfe ist in den letzten Jahren bereits ein breiter Diskurs entstanden, der
am Beispiel der Erziehungshilfen die Notwendigkeit flexibler Hilfen ausführ¬
lich erörtert (vgl. Klatetzki 1994; Peters 1997). Und auch im Kontext der
Umsetzung des neuen Kindschaftsrechts stellen sich ähnliche Anforderungen
(vgl. Münder 1998). Solange es jedoch in der Macht von Leistungsorganisatio¬
nen steht, ihr Angebot relativ unabhängig von den Bedürfnissen ihrer Ziel¬
gruppen zu entwerfen, weil eine mangelnde Responsivität keine negative
Rückwirkungen auf die Finanzierung der Organisation hat, entsteht für die
Einrichtungen und Dienste kein direkter Zwang zu mehr Flexibilität. Deshalb
kann der Zusammenhang von Responsivität und Flexibilität nicht nur im Ver¬
hältnis von Leistungserbringer und -adressat thematisiert werden, sondern
muß in Verbindung gebracht werden zu Fragen der Steuerung im Beziehungs-
gefüge von Anbietern, Nachfragern und Finanziers der Leistungen.
Partizipation, Komplementarität und Flexibilität stellen Kriterien dar, an¬
hand derer Fragen nach der Responsivität und Kundenorientierung im Sozial¬
bereich behandelt werden können. Entscheidend ist allerdings, daß dies auf
eine Weise erfolgt, die den Spezifika der Sozialen Arbeit entspricht. Adressa¬
tenorientierung in der Sozialarbeit ist in einem anderen Bezugsrahmen abzu¬
handeln, als dies im Profitsektor der Fall ist. Die beschriebene Multireferentia-
lität sozialer Dienstleistungen verdeutlicht die Ambivalenz des Kundenbegriffs
und die Komplexität, die mit der Frage „Qualität für wen?" verbunden ist. Die
in der Sozialarbeit geführte Diskussion über Qualitätsmanagement konzen¬
triert sich bislang noch zu sehr auf die Übertragbarkeit von Strategien und
Techniken aus anderen gesellschaftlichen Feldern und ist eher zu unterkom¬
plex. Vernachlässigt wird die Konfrontation dieser Techniken und Strategien
mit den Besonderheiten des sozialen Sektors; nur dadurch würden aber die
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Modifizierungen sichtbar, die notwendig wären, um den anders gearteten An¬
sprüchen gerecht zu werden. Zudem fehlen empirische Erkenntnisse, die geeig¬
net wären, um das Qualitätsmanagementthema aus der Ebene der „Glaubens¬
kriege" herauszuholen. Besonders qualitativ ausgerichtete Studien hinsichtlich
der Entwicklung und Umsetzung responsiver Hilfemaßnahmen könnten die
Qualität der Fachdiskurse deutlich verbessern.6
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Abstract
In the debate on quality management, which has increasingly gained in importance in the social
sector, too, the concept of the customer and the issue of social work being considered part of the
Services sector play a crucial role. In this - thus the author's central thesis - not enough attention
is paid to the dangers inherent in a rash transfer of the customer concept common in the profit-
oriented Services sector onto the field of social Services. The uncritical transfer of a management
rhetoric and its accompanying concepts taking place in the course of the debate on quality threa-
tens to blurr the divergent character of customer-supplier-structures in social work because the
postulated Services ideal neglects the system-inherent contradictions which emerge due to the
double mandate and the double customer relation of social Services. In order to better meet the
complexitiy of the customer concept and to reach a higher degree of responsiveness in the con¬
crete planning of social support, the author proposes to give greater attention to the aspects parti¬
cipation, complementarity, and flexibility as quality criteria of social work.
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